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Der gewerbliche Unterricht in der Volksſchule. 


Von Dr. Eduard Magner. 
(Schluß.) 

Ueber die praktiſche Durchführbarkeit von Vorſchlägen zu ſprechen, 
iſt an und für fich nicht ohne Schwierigkeit, denn von Vorſchlägen gilt 
das Gleiche wie von den Gedanken, daß ſie leicht im Gehirne bei 
einander wohnen und erſt als Thatſachen ſich hart im Raume ſtoßen, 
mit andern Worten: Vorſchläge ſollen wenigſtens verſuchsweiſe aus- 
geführt werden, ehe man zu einem endgiltigen Reſultate über ihre 
Geſtaltung in der Praxis zu gelangen vermag. Wenn nun, wie im 
concreten Falle, Vorſchläge nur von nothdürftigen Bemerkungen über 
ihre Durchführbarkeit begleitet ſind, dann vermehrt ſich die Schwierig⸗ 
keit der Beurtheilung und man iſt genöthigt, ſich den Act ihrer Ein— 
führung ins Leben nach den wenigen gegebenen Prämiſſen ſelbſt zu 
conſtruiren. 

Es läßt ſich jedoch nicht verkennen, daß die Schwierigkeit, über 
die Einführung eines gewerblichen Unterrichtes an der Volksſchule mit 
beſtimmten, conciſen Anträgen hervorzutreten, im Weſen der Sache 
begründet ſei. Ehe wir auf dieſen Punkt näher eingehen, ſei uns 
geſtattet, unſeren Weg nach einer anderen Richtung hin frei zu machen. 

In der erwähnten Brochure v. Eitelberger's finden wir wieder⸗ 
holt die Möglichkeit der Einführung eines gewerblichen Unterrichtes in 
der Volksſchule mit dem Hinweiſe auf den beſtehenden landwirthſchaſt⸗ 
lichen Unterricht in der Volksſchule begründet.) Wenn in dieſem 


*) So heißt es pag. 19: Sit es möglich geweſen den landwirthſchaftlichen 
Unterricht mit der Volksſchule zu verbinden, warum ſollte es beim gewerblichen 
Unterrichte unmöglich ſein? Ferner: „Da ja auch zu Gunſten des Bauernſtandes 
Maßnahmen getroffen worden ſind, welche es möglich machen, die Volksſchule 
mit der Ackerbauſchule direct in Verbindung (?) zu bringen, ſo wird ſich gewiß 
auch der Weg finden, die Volksſchule mit der kunſtgewerblichen Fachſchule und 
einer gewerblichen Arbeitsſchule in eine innige und harmoniſche Verbindung (?) 
zu bringen.“ 


Hinweiſe die Aufforderung liegen ſollte, den landwirthſchaftlichen Unter— 
richt in der Volksſchule als Vorbild für die Einrichtung des gewerb— 
lichen Unterrichtes an der Volksſchule zu betrachten, dürfte es von 
Intereſſe ſein, ſich über die Beſchaffenheit dieſes landwirthſchaftlichen 
Unterrichtes beim k. k. Ackerbauminiſterium Raths zu erholen. 

In dem Berichte über die Thätigkeit dieſes Miniſteriums in der 
Zeit vom 1. Juli 1875 bis 31. December 1876 (Wien, Druck und 
Verlag der k. k. Hof- und Staatsdruckerei, 1877) heißt es pag. 153: 
„Ueber die Natur des landwirthſchaftlichen Unterrichtes an den Volks⸗ 
ſchulen iſt das Ackerbauminiſterium auch in dieſem Jahre noch nicht 
in der Lage, vollſtändig genaue Auskunft zu geben, doch haben die 
Bemerkungen in den Ausweiſen der Landesſchulbehörden, ſowie auch 
die vom Ackerbauminiſterium eingeleiteten Erhebungen gezeigt, daß dieſer 


| Unterricht im Allgemeinen darin beſteht, daß der Volksſchullehrer bei 


den naturkundlichen Leſeſtücken des Volksſchul⸗Leſebuches die paſſenden 
Erklärungen über landwirthſchaftliche Fragen gibt. Abgeſehen von befon- 
deren Anleitungen in der Obſtbaumzucht (namentlich in den Veredlungs⸗ 
arten), in der Bienen- und Seidenzucht, die von Lehrern ertheilt wer— 
den, welche für dieſe Fächer gerade zufällig beſondere Vorliebe haben, 
iſt es als eine Ausnahme zu bezeichnen, wenn durch einen oder 
den andern hiezu beſähigten Volksſchullehrer während der Schulſtunden 
oder im Anſchluſſe an dieſelben auch Unterricht über einen oder den 
andern Zweig der Landwirthſchaft oder über Landwirthſchaft überhaupt 
ertheilt wird.“ 

Nach dieſer authentiſchen Erklärung wird es überflüſſig erſchei⸗ 
nen, bei der weiteren Behandlung des Gegenſtandes auf den land⸗ 
wirthſchaftlichen Unterricht in der Volksſchule zurückzukommen, und es 
entſällt für uns die Nothwendigkeit der Beweisführung, daß ſelbſt in 
dem Falle, wenn dieſer Unterricht nicht auf der niedrigen Stufe ftünde, 
auf der er ſich thatſächlich befindet, eine Analogie zwiſchen dieſem und 
dem gewerblichen Unterrichte wegen der weſentlichen Verſchiedenheit der 
verglichenen Größen nicht möglich wäre. 

Wir haben früher angeführt, daß die Schwierigkeit, ſich über die 
Art und Weiſe auszuſprechen, wie der gewerbliche Unterricht an der 
Volksſchule zu organiſiren wäre, in dem Weſen „des Gewerbes“ be— 
gründet ſein dürfte. 

Wenn es nur Ein Gewerbe gäbe, wie es nur Eine Landwirth⸗ 
ſchaft gibt, oder wenn beſtimmte Arten von Gewerben nur an beſtimmten 
Orten betrieben würden, wenn z. B. alle Tiſchler, alle Schloſſer, alle 
Weber, alle Töpfer beiſammen wohnten, dann hätte es mit der Organi⸗ 
ſation ſolcher gewerblicher Arbeitsſchulen geringere Schwierigkeit. Aber 
ſo einfach liegen in der Wirklichkeit die Verhältniſſe nicht. Hundertfach 
wie die Bedürfniſſe der Menſchen haben ſich die Gewerbe gegliedert 
und die verſchiedenſten Zweige derſelben ſind aller Orten vertreten, wo 
ſie Boden finden, der ſie ernährt. Nur in verhältnißmäßig wenig 
Gegenden haben ſich beſtimmte Gewerbe als Hausinduſtrien compact 
beiſammen gehalten, doch ihre Blüthe iſt dahin und die unaufhörlich 
vorwärts dringende Großinduſtrie ſchießt Breſche auf Breſche in den 


einitmais goldenen Boden althergebrachter Erwerbsarten. Hier hilft 


kein Mittel als das Preisgeben unhaltbar gewordener Stellungen und, 
wenn dies möglich it, der Rückzug in ein Gebiet, wohin die Maſchine 
nicht zu folgen vermag, in das der Kunſt. Dieſen Rückzug vorzube— 
reiten und in Ordnung durchzuführen, kann und ſoll allerdings Gegen— 
ſtand ſtaatlicher Maßnahmen ſein, aber iſt es nöthig, deshalb die 
Volksſchule auf eine andere Baſis zu ſtellen und mit ihr ein gewagtes 
Experiment zu verſuchen? 

In der unendlichen Mannigfaltigkeit der gewerblichen Verrich⸗ 
tungen, in der räumlichen Zerſtreuung gleichartiger und räumlichen 
Anhäufung ungleichartiger Gewerbe liegt die Schwierigkeit, wir glauben 
ſogar die Unmöglichkeit, mit der Volksſchule einen gewerblichen Arbeits 
unterricht zu verbinden, der die Arbeit nicht als Erziehungsmittel, ſon— 
dern ats Selbſtzweck auffaßt, der Arbeiter für beſtimmte Gewerbe 
heranbilden, die Werkſtattarbeit gewiſſermaßen vertreten ſoll. 


Wenn als allgemeines Princip ausgeſprochen werden würde, daß 


die Volksschule die Stätte ſei, wo man eine auf den Gewerbeſtand 
vorbereitende Bildung erlangen ſoll, damit man nicht zu ſpät und 


unvorbereitet in das Gewerbe eintritt, würden die Laudwirthe wegen 


der ungeheuren Majorität ihres Standes und der Wichtigkeit ihres 
Berufes ungleich mehr Recht haben, zu verlangen, daß ihre Kinder in 
der Volksſchule einen ebenſo gründlichen Unterricht in der Landwirth 
ſchaft erhalten, wie die Kinder der Gewerbsleute in ihrem Fache. 
Aehnliches wäre bei den Bergleuten, bei jedem großen Erwerbsſtande 
der Fall, denn der Grundſatz, daß man das, was man früher erlernt 


hat, nicht ſpäter zu erlernen braucht, gilt nicht nur für die gewerbliche, 


ſondern für jede Bildung. Was würde aber unter ſolchen Verhältniſſen 
aus der Volksſchule werden? Man müßte ſie nach einiger Zeit dieſen 
Berufsſchulen einfach voranſetzten 

Die Unzukömmlichkeiten aller Art einſehend, welche die Verwirk— 
lichung des Projectes Hofraths v. Eitelberger in großem Style nach 


ſich zöge, erwartet derſelbe erſt von der Zukunft die volle Durchführung 


ſeines Vorſchlages: elementare gewerbliche Schulen mit der Volks- und 
Bürgerſchule überhaupt in Verbindung zu bringen, und begnügt ſich für 
jetzt mit der Einführung eines auf die kunſtgewerblichen Fächer be— 
ſchränkten Arbeitsunterrichtes an jenen Volksſchulen, „welche ſich in 
Städten. Hausinduſtriebezirken oder dort befinden, wo Fabriken und 
Fachſchulen exiftiren“. *) 

Die ungeheure Mehrheit der 15.000 Volksſchulen in Oeſterreich 
und das ganze große Gebiet der nicht artiſtiſchen Gewerbe müſſen wir 
uns alſo von der Reform als derzeit ausgeſchloſſen denken. 

Durch dieſe Beſchrärkung hat das Project zwar an allgemein 
gewerblich-reformatoriſcher Bedeutung verloren, aber an Klarheit und 
Faßlichkeit gewonnen. 
ob nicht ſchon gegenwärtig in großen Städten, Hausinduſtriebezirken 
und Induſtriecentren ꝛc. Lehrauſtalten beſtehen, in welchen der von 
Hofrath v. Eitelberger auf dieſe Weiſe ſelbſt beſchränkte Zweck: der 
Jugend, welche ſich den Kunſtgewerben zuwenden will, Gelegenheit zur 
Erwerbung eines tüchtigen Fachunterrichtes zu geben, erreicht, oder 
wenigſtens zu erreichen verſucht wird. 

Wir glauben allerdings, daß dies der Fall ſei. Das Unterrichts- 
miniſterium hat in dem bekannten Miniſterial⸗Memoire „Zur Frage der 
Erziehung der induſtriellen Claſſen“ die gegenwärtigen Aufgaben der 
Verwaltung des artiſtiſchen Bildungsweſens entwickelt und iſt daran 
gegangen, dieſe Aufgabe zu verwirklichen. In den Gewerbeſchulen und 
Werkmeiſterſchulen, die in großen Städten und Induſtriecentren errichtet 
wurden, bietet dasſelbe in reichlichſtem Maße alle Mittel zur Erziehung 
eines tüchtigen, den hohen Anforderungen der Gegenwart entſprechenden 
Gewerbeſtandes dar. Andererſeits hat das Handelsminiſterium kleine 
gewerbliche Fachlehranſtalten ſelbſt in den vom allgemeinen Verkehre 
abgelegenſten Hausinduſtriebezirken errichtet, um dieſen Induſtrien hef- 
fend unter den Arm zu greifen. Es befinden ſich alſo ſchon gegenwärtig 


Inwiefern die kleinen gewerblichen Arbeitsſchulen in Fabriksorten 
von Bedeutung wären, laßt fin nicht abſehen, denn in denſelben könnte ja doch 
der großinduſtrielle Betrieb nicht gelehrt werden! In den Hausinduſtriebezirken 
hätte der Arbeitsunterricht u. A. auch die Schattenſeite, daß die Eltern ihre 
Kinder von dem Beſuche der nicht obligatoriſchen Arbeitsſchule wegen des kärg⸗ 
lichen Verdienſtes bei der häuslichen Berufsarbeit zurückhalten und nur den 
zuſammengeſchrumpſten Unterricht in den allgemein bildenden Fächern der obli⸗ 
gatoriſchen Volksſchule genießen laſſen würden. Die Fruſtrirung der geſetzlichen 
Beſtimmungen über den Schutz der Kinderarbeit würde die vorausſichtliche Folge 
der Einführung gewerblicher Arbeitsſchulen in Hausinduſtriebezirken ſein. 


Unwillkürlich drängt ſich jetzt die Frage heran, 


88 — 
an jenen Orten, welche Hofrath v. Eitelberger als vorzugsweiſe geeig- 
net für die ſpfort zu errichtenden gewerblichen Arbeitsſchulen erklärt, 
Unterrichtsanſtalten, in welchen dem Bildungsbedürfuiſſe der gewerb 
lichen Berufen ſich zuwendenden Jugend in ausgiebigſter und rationell 
ſter Weiſe Rechnung getragen wird, und nun ſollen wir noch neue 
Kategorien von gewerblichen Lehranſtalten in unſer Uuterrichtsſyſtem 
aufnehmen, welche mit ſchon beſtehenden gleiche Zwecke verfolgen, nur 
aus dem Grunde, weil angeblich die Jugend jetzt zu ſpät ins Gewerbe 
eintritt? Was uns in Oeſterreich fehlt — es muß dies hier ausge⸗ 
ſprochen werden — ſind nicht gewerbliche Unterrichtsanſtallen, ſondern 
Schüler, die dieſe Schulen bevölkern. 

Unſer gewerbliches Unterrichtsſyſtem beſteht nicht, wie das Frank— 
reichs, ſeit Jahrhunderten, ſondern iſt eine Schöpfung der allerneueſten 
Zeit. Man kann daher nicht verlangen, daß deſſen Einfluß auf unſere 
Volkswirthſchaft und unſer Gewerbeleben ſchon jetzt in der Handelsbilanz 
Oeſterreichs zum ſichtbaren Ausdrucke kommt, aber es beſteht lange genug, 
um nns die Erkenntniß verſchafft zu haben, daß wir uns im Großen 
und Ganzen auf richtiger Fährte befinden und ein Mißgriff nicht geſche— 
hen iſt. Dies legt uns die ſtrenge Pflicht auf, alle unſere Mittel, die 
insbeſondere in finanzieller Hinſicht im Vergleiche zu dem Aufwande 
anderer Staaten für deuſelben Zweck kärglich genug ſind, zuſammen zu 
halten und auf den Ausban des begonnenen Werkes zu vereinigen, nicht 
aber in ruheloſer Reformſüchtigkeit zu zerſplittern und hiedurch das an— 
erkannt Gute unwirkſam zu machen. „Mnltum sed non multa“ ſoll 
auch auf gewerblichem Unterrichtsgebiete unſere Deviſe ſein. 

Die gewerblichen Arbeitsſchulen im Sinne Hofraths v. Eitelberger 
ſind nach unſerem gegenwärtigen gewerblichen Unterrichtsſyſteme dort, 
wo ſie nach feinem Vorſchlage errichtet werden ſollen, kein Bedürf— 
niß mehr. 

Auch in anderen Staaten benützt man die Volksſchule nicht, um 
in Verbindung mit derſelben gewerblichen Arbeitsunterricht zu ertheilen. 
Die Ecole d’apprentissage in der Rue Tournefort in Paris ) iſt 
ſelbſt in Frankreich ein Unicum geblieben, über welches man nach der 
Anſicht des Directors Greard ein definitives Urtheil heute nicht zu geben 
vermag, und die Arbeitsſchulen Däuemarks nach der Anregung Clauſon 
Kaas’ find Arbeitsſchulen im Sinne des Dr. Erasmus Schwab. 

Nach dem Geſagten glauben wir die Schwierigkeiten aller Art, 
mit welchen die Durchführung ſelbſt des beſchränkten Reformprojectes 
verbunden wäre, nicht mehr ausführlich hervorheben zu ſolleu. Es genügt, 
zu erwähnen, daß für die ſofort zu errichtenden gewerblichen Arbeitsſchulen 
weder Lehrer noch Lehrmittel vorhanden ſind. Dieſem, auch von Hof— 
rath v. Eitelberger gewürdigten Uebelſtande könnte allerdings im Laufe 
der Zeit abgeholfen werden, indem man Lehrer heranbildet und Lehr: 
mittel ſchafft. 

Dies führt uns auf die in der Brochure nicht berührte und doch 
ſo wichtige, unter Umſtänden wichtigſte Frage: Was koſtet die Errichtung 
gewerblicher Arbeitsſchulen? 

Jedenfalls iſt die Beſtellung eines — und wenn der Arbeits 
unterricht dem Antrage gemäß für Mädchen und Knaben geſondert und 
in verſchiedenen, dem Geſchlechte angepaßten gewerblichen Arbeitsver- 
richtungen ertheilt würde zweier oder mehrerer ſtändiger Berufs- 
lehrer nothwendig. Ferner müßten, ganz abgeſehen von der höchſt ſchwie— 
rigen und wichtigen Localitätenfrage, die Werk- und Drehbänke und das 
Handwerkzeug nach Maßgabe der Schülerzahl, die meiſt koſtſpieligen 
Vorlagewerke für den Zeichen-, Modellir- und praktiſchen Unterricht bei⸗ 
geſtellt und das Arbeitsmaterial (Gyps, Thon, Holz, Eiſen ꝛc.) beſchafft 
werden. Endlich müßte für den Verkauf der erzeugten Gegenſtände 
geſorgt und Arbeitslöhne oder ſogenannte Aufmunterungsgelder an die 
Schüler gezahlt werden. Wir werden nicht irre gehen, wenn wir die 
Koſten einer derartigen gewerblichen Arbeitsſchule jenen gleichſtellen, 
welche eine der jest beſtehenden Fachſchulen oder Lehrwerkſtätten ver- 
urſacht. In dem in Nr. 4 dieſer Zeitſchrift vom laufenden Jahre er⸗ 
ſchienenen Aufſatze: „Der gewerbliche Fachunterricht in Oeſterreich“ 


) Dieſe nach der Anregung von G. Salicis im Jahre 1873 errichtete 
Schule ift eine ſechsclaſſige Volksſchule. Anſtatt in die oberſte Claſſe kann man 
in eine beſondere Abtheilung eintreten, in welcher man drei Jahre verbleibt. 
Daſelbſt werden die Lehrgegenſtände der Volksſchule zu Ende geführt und über⸗ 
dies die Elemente der Phyſik, Chemie, Naturgeſchichte und Geſchichte der Induſtrie 
gelehrt. Nebſtbei iſt täglich durch drei Stunden praktiſcher Unterricht in der 
Bearbeitung von Holz, Eiſen und im Modelliren. Die Schüler verdienen Arbeits⸗ 
lohn bis 20 Franes im Monate. Die Koſten dieſer im Jahre 1878 von 
44 Schülern beſuchten Schule belaufen ſich auf 9000 Franes im Jahre. 
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wurden die Koſteu einer Fachſchule ohne Adminiſtratiouskoſten auf 2000 fl., 
mit denſelben auf 2700 fl. veranſchlagt und eben ſo hoch würde un— 
gefähr eine mit der Volksſchule verbundene Arbeitsſchule zu ſtehen 
kommen. Die Koſten der Arbeitsſchulen wären durchſchnittlich höher, 
als die der Volksſchulen und bei den ohnedies ſchon auf das Aeußerſte 
geſpannten Anforderungen des Reiches und der Kronländer für den 
Volksſchulunterricht in den meiſten Fällen geradezu unerſchwinglich. 

Auch die finanzielle Seite ſcheint Hofrath v. Eitelberger bei ſeinem 
Vorſchlage hinſichtlich der gewerblichen Arbeitsſchulen im Auge gebabt 
zu haben, denn, obwohl dies nirgends zum Ausdrucke gebracht wurde, 
können wir uns doch nur auf dieſe Weiſe den weiteren Vorſchlag er— 
klären, „an Orten, wo ſchon gegenwärtig Fachſchulen exiſtiren, eine 
angemeſſene und directe Verbindung zwiſchen der Volksſchule und der 
Fachſchule herzuſtellen“. 

Wenn dies geſchähe, wäre nämlich koſtenlos und mit Einem Schlage 
an ungefähr 80 Orten mit der Volksſchule ein gewerblicher Fach— 
unterricht verbunden. Es bedarf nicht der ausdrücklichen Erklärung, daß 
die Durchführung dieſes Vorſchlages die Vernichtung der Fachſchulen zur 
Folge haben müßte, deren Exiſtenzberechtigung, im In- und Auslande 
anerkannt, über alle Zweifel erhaben iſt. Denn, daß der ohuedies über— 
bürdete Fachlehrer nicht gleichzeitig auch den gewerblichen Unterricht in 
der Volksſchule zu ertheilen vermag, daß überhaupt nicht zwei effen- 
tiell verſchiedene, durch kein gemeinſames Band verbundene Lehranſtalten 
mitſammen „in Verbindung“ gebracht werden können, ohne daß eine 
derſelben ihre Exiſtenz aufgibt, iſt eben ſo ſelbſtverſtändlich, als daß in 
dieſem Falle die Fachſchule der Volksſchule — nicht umgekehrt — zum 
Opfer fiele, 

Hier müſſen wir von den Fachſchulen das geflügelte Wort ge- 
brauchen: Smt, ut sunt, aut non sint. 

Zum Schluſſe wollen wir kurz das Verhältniß unterſuchen, in 
welchem die beantragte Geſetzesreform zur beſtehenden Schulgeſetzgebung 
ſteht. Der § 1 des Reichs ⸗Volksſchulgeſetzes vom 14. Mai 1869, 
weiſt der Volksſchule die Aufgabe zu, die Kinder mit den zur weiteren 
Ausbildung für das Leben erforderlichen Kenntniſſen und Fertigkeiten 
auszuſtatten. Unter dem Ausdrucke „Fertigkeiten“ ſind hier wol nicht — 
wie Hofrath v. Eitelberger anzunehmen ſcheint — gewerblich⸗techniſche 
Fertigkeiten zu verſtehen, ſondern es find hier jene Fertigkeiten gemeint, 
welche im § 3 unter den daſelbſt aufgezählten Lehrgegenſtänden, auf 
welche ſich der Volksſchulunterricht erſtrecken ſoll, aufgeführt ſind, als: 
Rechnen, Schreiben, Geſang und Leibesübungen. 

Erſt der § 10 iſt für uns von Wichtigkeit. Er lautet: „Mit 
beſonderer Rückſicht auf die Bedürfniſſe des Ortes können mit einzelnen 
Schulen Auſtalten zur Pflege, zur Erziehung und zum Unterrichte 
noch nicht ſchulpflichtiger Kinder, ſowie Fachcurſe, welche eine ſpecielle 
landwirtſchaftliche oder gewerbliche Ausbildung gewähren, verbunden 
werden.“ Obwol die Ausführung dieſes Paragraphes den Landesſchul— 
behörden wiederholt, beſonders nachdrücklich mit der ſchon eitirten 
Miniſterialberordnung vom 18. Mai 1874 aufgetragen wurde, iſt 
derſelbe für den gewerblichen Unterricht ein todter Paragraph geblieben, 
was Hofrath v. Eitelberger mit den Worten anerkennt: „Es iſt gewiß 
ſehr wertvoll, daß eine ſolche principielle Beſtimmung, welche Geſetzes⸗ 
kraft hat, ausgeſprochen iſt. Aber Beſtimmungen allgemeiner, blos 
principieller Natur haben in einer Zeit geringeren Wert, in der es 
ſich um concrete Fragen und Lbſung beſtimmt begrenzter Aufgaben 
handelt.“ 

Der gewerbliche Fachunterricht in Oeſterreich iſt nicht auf 
Grund des 8 10 R. V. Sch. G., ſondern ganz unabhängig von 
demſelben durch die Action der competenten Miniſterien geſchaffen und 
derart organiſirt worden, daß er für das Ausland ein Gegenſtand des 
Studiums und der Nachahmung geworden iſt. Die praktiſche Bedeu⸗ 
tung des § 10 für die ſpecielle gewerbliche Berufsbildung ſollte in 
der Schulſtatiſtik ihren ziffermäßigen Ausdruck finden. Die Aufklärung, 
welche wir von derſelben erhalten, iſt jedoch keine vollkommen präciſe, 
aber intereſſant genug, um hier mitgetheilt zu werden. 

Die von der k. k. Statiſtiſchen Central⸗Comiſſion für das Schul⸗ 
jahr 1870/71 herausgegebene Statiſtik der öffentlichen und Privat⸗ 
Volksſchulen zählt bei einem Stande von 13.815 öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen an ſpeciellen Curſen und Unterrichtsabtheilungen, welche mit 
der Volksſchule verbunden waren, 49 gewerbliche Fortbildungscurſe 
und knüpft daran die Bemerkung, „daß namentlich bezüglich der gewerb⸗ 


lichen Curſe noch das Meiſte zu thun übrig bleibt“. Nach derſelben 
Statiſtik für das Schuljahr 1875 (1874/75) wurden auf Grund eines 
neuen Fragebogens unter 14.257 öffentlichen Volksſchulen 36 mit 
der Volksſchule verbundene gewerbliche Fortbildungscurſe und 50 
ſelbſtändige gewerbliche Fortbildungsſchulen gezählt. 

Wir glauben nun, daß man nur die 36 mit der Volksſchule 
verbundenen gewerblichen Fortbildungscurſe als das gewiſſermaßen 
unbeabſichtigte Reſultat des § 10 anſehen könne, während die 50 ſelbſt⸗ 
ſtändigen gewerblichen Fortbildungsſchulen unabhängig vom § 10 ent— 
ſtanden ſind. 

Befremdlich iſt nur der Ausdruck „gewerblicher Fortbildungs⸗ 
curs“, welcher im § 10, der nur von Fachcurſen für ſpecielle gewerb— 
liche Ausbildung, d. i. eigentlichen Fachſchulen oder Lehrwerkſtätten 
ſpricht, nicht vorkömmt. Andererſeits kommt wieder in der amtlichen 
Schulſtatiſtik der Ausdruck „gewerblicher Fachcurs“ nicht vor, und da 
zwiſchen gewerblichen Fortbildungscurſen und ſpeciellen gewerblichen 
Fachcurſen ein weſentlicher Unterſchied beſteht, kommen wir zu der 
Anſicht, daß ſich auf Grund des § 10 des R. V. Sch. G. zwar keine 
gewerblichen Fachcurſe gebildet haben, daß jedoch mit der Volksſchule 
gewerbliche Fortbildungscurſe in geringer Anzahl in Verbindung getreten 
find. In dieſer Anficht beſtärkt uns das V. Heft des ſtatiſtiſchen Hand⸗ 
buches für das Jahr 1875, welches die im Jahre 1876 beſtandenen 
„Gewerbeſchulen“ enthält. Die darin aufgeführten gewerblichen Fach 
ſchulen ſind mit wenigen Ausnahmen durchgängig entweder auf Grund 
des § 114 der Gewerbeordnung vom 20. December 1859, welcher 
Paragraph überhaupt für den fachgewerblichen Unterricht von weit 
größerer praktiſcher Bedeutung war, als der § 10 des R. V. Sch. G., 
entſtanden oder vom Handelsminiſterium errichtet worden. Mit der 
Volksſchule verbundene Fachſchulen finden ſich in dieſem Verzeichniſſe 
nicht vor, wohl aber gewerbliche Fortbildungscurſe.. Durch dieſe ſtati 
ſliſchen Daten wird, wie uns ſcheint, die oben conſtatirte Thatſache 
bekräftigt, daß der S 10 des R. V. Sch. G. für die Entwicklung 
unſeres gewerblichen Fachunterrichtes ſo gut wie von gar keiner Bedeu— 
tung war. Die Urſachen dieſer Wirkungsloſigkeit des § 10 zu unter- 
ſuchen, fällt aus dem Rahmen unſerer Beſprechung hinaus; wir wollen 
uns nur noch die Frage vorlegen, ob Hofrath v. Eitelberger eine 
derartige Reform des Volksſchulgeſetzes in Vorſchlag gebracht hat, daß 
von der Durchführung derſelben ein anderes, weſentlich günſtigeres 
Ergebniß für den fachgewerblichen Unterricht zu gewärtigen wäre, als 
das durch den § 10 R. V. Sch. G. erreichte? Es genügt die Gegen— 
überſtellung dieſes Paragraphes und des Antrages 5), um ſofort zu 
erkennen, daß der letztere nur eine Paraphraſe des § 10 iſt, daß der 
Inhalt des § 10 und des Antrages identiſch iſt. Nach dem Satze 
„Gleiche Urſachen, gleiche Wirkungen“ können wir aus der zehnjährigen 
Vergangenheit des § 10 einen Schluß ziehen auf die Zukunft des zum 
Geſetze verdichteten Reformvorſchlages. 

Die neue öſterreichiſche Volksſchule wird in wenigen Monaten 
die Decennalfeier ihres Beſtandes begehen. Eine kurze Spanne Zeit für 
eine große Inſtitution, die nur langſam und nach Ueberwindung ſchwe⸗ 
rer Hinderniſſe Wurzel zu faſſen vermag, zumal in unſerem Staate, 
unter deſſen verſchiedenen Völkern alle Grade der Bildung vertreten 
find, aber lang genug, um beurtheilen zu können, ob die Volkschule 
Reformen nach der in dieſen Zeilen beſprochenen Richtung zu unter— 
ziehen ſei, oder nicht. — 


) Wortlaut des § 10 R. V. Sch. G.: Mit beſonderer Berückſichtigung 
auf die Bedürfniſſe des Ortes können mit einzelnen Schulen (Anſtalten zur 
Pflege, zur Erziehung und zum Unterrichte noch nicht ſchulpflichtiger Kinder, 
ſowie) Facheurfe, welche eine ſpecielle (landwirthſchaftliche oder) gewerbliche Aus⸗ 
bildung gewähren, verbunden werden. 

Wortlaut des Antrages: ... Sofort könnte durchgeführt werden: Die 
Einführung einer gewerblichen Arbeitsſchule mit der Volks⸗ und Bürgerſchule, 
unter der Vorausſetzung, daß dieſe Einführung nicht obligatoriſch iſt und nicht 
für alle Volks⸗ und Bürgerſchulen güt; daß dieſer Unterricht eingeführt wird 
mit Berückſichtigung der localen gewerblichen Verhältniſſe und nach Maßgabe 


der vorhandenen tauglichen Lehrkräfte und mit genügenden Lehrmitteln. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob Krämer zum Handel mit Weingeiſt befugt find. | 


Umfang des Krämereigewerbsbefugniſſes (insbeſondere in Salz: 


burg). 
Verſchleiß⸗ und Handelsrechte für Spirituofen find immer mit 


Ausſchluß des Ausſchanksrechtes (im Sinne des § 29 der 
Gewerbeordnung) zu verſtehen. 


Anläßlich eines ſpeciellen Falles hat das k. k. Miniſterium des 
Innern unterm 9. September 1878, 3 10.170, nachſtehenden Erlaß 
an die Landesregierung in Salzburg hinausgegeben: 

„In Erledigung des Berichtes vom 22. Juli l. I. Z. 3343, 
mit welchem die von der Bezirkshauptmannſchaft St. J. wider den 
Krämer Jacob H. in G. wegen unbefugten Verkaufes vou Weingeiſt 
auf Grund des § 132 der Gewerbeordnung durchgeführte Strafver⸗ 
handlung vorgelegt wurde, findet das Miniſterium des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem k. £. Handelsminiſterium unter Rückſchluß der 
Beilagen des bezogenen Berichtes der k. k. Landesregierung Nachſtehendes 
zu eröffnen: 

Bei der aus der Actenlage wahrgenommenen Verſchiedenheit in 
der Beurtheilung des Krämereibefugniſſes ſeitens der politiſchen Be— 
hörden im Lande Salzburg iſt der im oberwähnten Berichte entwickelte 
Vorſchlag der k. k. Landesregierung, der ſich nur auf die Behandlung 
der in Hinkunft zur Anmeldung kommenden Krämereien bezieht, nicht 
ausreichend, indem auch bei Behandlung der ſchon gegenwärtig beſte— 
henden Krämereien rückſichtlich des Umfanges ihres Gewerberechtes nach 
einem einheitlichen Grundſatze vorgegangen werden muß. 

Zum Ausgangspunkte in der vorliegenden Frage dient die Ge— 
werbeordnung, welche den Umfang der Gewerberechte in einem eigenen 
Hauptſtücke (IV) feſtſtellt. (Art. 11 des Haudelsgeſetzes.) 

Der leitende Grundſatz der Gewerbeordnung liegt im § 42. 
Nach dieſem Paragraphe iſt der Gewerbeſchein die Grundlage der Beur— 
theilung. 

Lautet der Gewerbeſchein auſ den Krämerhandel und iſt darin 
keine weitere Ausdehnung auf beſondere Waaren aufgenommen, ſo iſt 
zur Auslegung des Wortes „Krämerhandel“ ſuppletoriſch auf die frü— 
heren geſetzlichen Gewerbevorſchriften zurückzuweiſen, da die Gewerbe— 
ordnung darüber keinen Begriff ſeſtſtellt und die älteren Normen, die 
dieſen Begriff näher feſtſtellen, noch in Anwendung kommen können, 
weil nach Artikel III des Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung 
vom 20. December 1859 nur die mit der Gewerbeordnung unverein— 
barlichen älteren Normen, betreffend die Ausübung der Gewerbe, auf— 
gehoben wurden. 

An der Hand dieſer älteren Normen (Regierungsdecret vom 
1. Mäcz 1822, 8. 4013, Prov. G. S. für Oberöſterreich und Salz⸗ 
burg, pag. 34, Hofdecret vom 16. Mai 1824, Z. 1085) ſtellt ſich 
heraus, daß in Salzburg die Krämer auf den Verſchleiß der kurzen, 
ſogenannten Krämerwaaren in der Regel beſchränkt waren und daß 
nur diejenigen Krämereibefugniſſe, die vor dem Jahre 1818 (erſte Be⸗ 
ſtimmung Commerz-Hofcommiſſionsdecret vom 1. Juli 1818) ſchon 
vermöge alten Herkonunens ein ausgedehnteres Verſchleißrecht unbeirrt 
ausgeübt haben, in dieſem weiteren Befugniſſe nicht beſchränkt wer⸗ 
den ſollten. 

Nach dieſer Anordnung iſt daher in dem bezeichneten Falle auch 
fernerhin vorzugehen. 

Der k. k. Landesregierung wird es überlaſſen, analog dem Vor— 
gange der Stadtgemeindevorſtehung Salzburg auf die Einführung der 
Specification der Verſchleißartikel bei neu zur Anmeldung kommenden 
beſchränkten Verſchleißbefugniſſen (ſomit auch Krämereien) in den betref⸗ 
fenden Gewerbeſcheinen als dem § 42 der Gewerbeordnung entſprechend 
im unterſtehenden Verwaltungsgebiete hinzuwirken. 

Schließlich wird mit Rückſicht auf die anläßlich der Strafver⸗ 
handlung gegen Jacob H. über deſſen Einſchreiten abgegebene Erklä— 
rung der Handels- und Gewerbekammer, beziehungsweiſe über die darin 
ausgeſprochene Definirung des Schankes als Verabreichung von Spiri⸗ 
tuofen an Steh- und Sitzgäſte bemerkt, daß Verſchleiß⸗ und Handels⸗ 
rechte für Spirituoſen im Allgemeinen und daher auch, wenn ſie 
Krämern laut Anmeldung zuſtehen, ſtets unter Ausſchluß des Aus⸗ 
ſchankes, der nach 8 29 der Gewerbeordnung nicht allein in der Verab⸗ 
reichung von Getränken an Sitz⸗ und Stehgäſte, ſondern auch in der 
Verabreichung über die Gaſſe in unverſchloſſenen Gefäßen deſteht, zu 
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lich der Frage des Umfanges eines Gewerbsrechtes ergeben, 


| unter der Enns vom 9. December 1878, Z. 7515 Pr., 


verſtehen find und daß bei Zweifeln oder Anftänden, die ſich rückſicht— 
die Ge⸗ 
werbsbehörde zur Entſcheidung berufen iſt. 

Hievon wolle neben den unterſtehenden politiſchen Behörden auch 
die Salzburger Handels- und Gewerbekammer mit Beziehung auf den 
Sitzungsbeſchluß vom 15. Jänner l. J. entſprechend verſtändigt werden.“ 


Das Betreten der Wieſen im vollen Graswuchſe vor der 
ſeitens der Jagenden iſt nicht geſtattet. 


Ein Wieſenbeſitzer in Ober-Oeſterreich ſtellte bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft das Anſuchen, es möge dem Gemeindejagdpächter das 
Jagen in ſeiner, des Bittſtellers, Wieſe vor der Mahd des Grummets 
unterſagt werden. — Die Bezirkshauptmannſchaft und in Uebereinjtim- 
mung damit die Landesſtelle lehnten dieſes Anſuchen ab, und zwar 
mit Hinweis auf $ 14 des Jagdpatents vom 28. Februar 1786 und 
die oberöſterreichiſche Statthalterei-Verordnung vom 28. December 1852, 
L. G. Bl., Abtheilung FI ex 1853. Dagegen recurrirte der Wiefen- 
beſitzer an das k. k. Ackerbau-Miniſterium und dieſes erkannte am 
16. December 1878, 3. 11.850, daß dem Gemeindejagdpächter durch 
die Bezirkshauptmannſchaft zu unterſagen ſei, die Wieſen im Jagd— 
gebiete bei vollem Graswuchſe vor der Mahd jagend zu betreten. — 
Gründe: „Es liegt in der klaren Abſicht der beſtehenden Jagdgeſetze, 
insbeſondere des Jagdpatents vom 28. Februar 1786 ($ 14), ſowie 
der oberöſterreichiſchen Statthalterei-Verordnung vom 28. December 
1852 (§ 7), Beſchädigungen von Culturen, welche durch Betreten 
ſeitens der Jäger und der Hunde leiden, hintanzuhalten. Den in 
obigen Geſetzesſtellen aufgezählten Saaten, angebauten Grundſtücken 
von was immer für einer Art u. ſ. w. müſſen Wieſen bei vollem 
Graswuchſe vor der Mahd beigezählt werden, da eine Wieſe eben 
ſo gut Culturfeld iſt wie jeder Acker, ſomit nichts Anderes als ein mit 
dauernden Pflanzen beſtelltes Futterfeld. Dieſelbe würde durch das 
Betreten ſowohl beim erſten Graſe, alſo vor der Heumahd, als 
auch beim zweiten, alſo vor der Grummetmahd, bedeutenden Nach- 
theilen ausgeſetzt ſein, vor welchen ſie in analoger Anwendung 
obiger Geſetzesſtellen geſchützt werden muß“ E- e. 


Mahd 


Geſetze und Perordnungen. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das a 
Defterreich unter der Enns. 1878 
VII. Stück. Ausgeg. am 10. October. 

9. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 28. September 1878, Z. 29.279, betreffend die Conſtituirung 
der Wiener altkatholiſchen Cultusgemeinde. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 22. November. 

10. Verordnung des k. k. öſterreichiſchen Oberlandesgerichtes in Wien vom 
6. November 1878, Z. 6436-Pr. Verzeichniß über die aus dem Sprengel des 
k. k. ſtädtiſch⸗ delegirten Bezirksgerichtes Landſtraße anläßlich Creirung des 
X. Gemeindebezirkes Favoriten ausgeſchiedenen Gebäude und Grundpareellen, 
welche nunmehr dem Sprengel des k. k. ſtädtiſch-delegirten Bezirksgerichtes 
Wieden zugewieſen ſind. 

IX. Stück. Ausgeg. am 12. December. 

11. Kundmachung des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 16. No⸗ 
vember 1878 in Betreff der Feſtſtellung der zu erſetzenden Verpflegskoſten für 
die auf Grund des Landesgeſetzes vom 25. October 1868 in Zwangsarbeits⸗ 
anſtalten angehaltenen gemeinſchädlichen Perſonen. 

X. Stück. Ausgeg. am 20. December. 

12. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 28. November 1878, Z. 35.756, betreffend die Auflöſung 
der acht Verwaltungsgemeinden im politiſchen Bezirke Neunkirchen, und zwar: 
Haßbach, Köttlach, Natſchbach, Urſchendorf, St. Valentin⸗Landſchach, Wartmann⸗ 
ſtetten, Wimpaſſing und Wuͤrflach. 

13. Kundmachung des k. k Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
betreffend die Einhebung 
von Miethzinskreuzern in den Gemeinden Rudolfsheim, Ober⸗St. Veit, Baden, 
Hacking, Unter⸗Döbling, Unter⸗Sievering, Neuwaldegg, Vöslau, Kalksburg, Nuß⸗ 
dorf a. d. Donau, Spitz, Atzgersdorf. 


XI. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

14. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 23. December 1878, Z. 7764-Pr., betreffend die Einhebung 
von Gebühren für die Aufnahme in den Verband der nachbenannten Gemeinden. 

15. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 23. December 1878, Z. 7764-Pr., betreffend die Bewilli⸗ 
gung zur Einhebung einer Umlage auf den Beſitz von Hunden in den nachbe⸗ 
nannten Gemeinden. 

16. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 23. December 1878, Z. 7764-Pr., betreffend die Bewilli⸗ 
gung zur Einhebung von Miethzinskreuzern in den Gemeinden Hernals, Unter⸗ 
St. Veit, Kahlenbergerdorf und Unter⸗Döbling. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
ob der Enns. 1878. 
IX. Stüd. Ausgeg. am 1. October. 
13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 20. Auguſt 
1878, Z. 8867, betreffend das Verbot der Anmaßung von unter Ingerenz der 
Regierung zuerkannten Ausſtellungsauszeichnungen ſeitens der Gewerbetreibenden. 
X. Stück. Ausgeg. am 25. November. 
14. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 29. October 
1878, 3. 10.360, betreffend die Gleichſtellung von Fachlehranſtalten mit öffent⸗ 
lichen Mittelſchulen in B zug auf den einjährigen Freiwilligendienſt. 
XI. Stück. Ausgeg. am 30. December. 
15. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 


ob der Enns, Z. 12.912, betreffend den Vergütungsbetrag für die Verpflegung 


der Militärma n nichaft vom Feldwebel und den gleichgeſtellten Chargen abwärts 
auf dem Durchzuge vom 1. Jänner bis Ende December 1879. 
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Gefege und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 1878. 


XIV. Stück. Ausgeg. am 14. October. 
15. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 30. Sep⸗ 


11. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 28. Novem⸗ 
ber 1878, über den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Land⸗ 
tages vom 15. October 1878, betreffend die Veräußerung eines Grundtheiles von 
32 Quadratklaftern oder 115 Metern vom landſchaftlichen Schloßberge in Graz 
an Thereſia Küntzl. 

15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 29. Novem⸗ 
ber 1878, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des Beſchluſſes des ſteiermär⸗ 
kiſchen Laudtages über die Einweihung der die Stadt Murau durchziehenden 
Straßenſtrecke in die Kategorie der Bezirksſtraßen J. Claſſe. 

IX. Stück. Ausgeg. am 13. December. 

16. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 23. Novem 
ber 1878, über den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Land 
tages vom 8. October 1878, betreffend die Einhebung erhöhter Bezirksumlagen 
in den Bezirken Eibiswald und Stainz pro 1878, beziehungsweise 1879. 

17. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 3. December 
1878, über den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Laudtages 
vom 14. October 1878, betreffend die Bewilligung zur Auseinanderlegung der 
Ortsgemeinde Arnfels in zwei nen zu eonſtituirende Ortsgemeinden. 

X. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

18. Kundmachung des k k. Statthalters in Steiermark vom 12. December 
1878, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Land 
tages vom 15. October 1878, bezüglich der den Gemeinden Weißenbach, Radmer, 
Trofaiach, Johnsbach und Eiſenerz bewilligten Einhebung höherer Umlagen zu 
den directen Steuern ſammt Staatszuſchlägen. 

19. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 15. December 
1878, über den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Landtages 
vom 27. September 1878, betreffend die Bewilligung zur Eiuhebung einer Auf— 


lage für den Beſitz von Hunden in den nachbenannten Gemeinden. 


20. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 15. December 
1878, betreffend die Vergütung für die der Militärmannſchaft auf dem Durch 
zuge gebührende Mittagskoſt. 


tember 1878, 3. 4278, betreffend die Ausſchreibung der Ergänzungswahlen für Laudes⸗Geſetz- und Verordnungsblatt für das Herzogthum Kärnten. 


die Handels⸗ und Gewerbekammer in Salzburg. 


XV. Stück. Ausgeg. am 21. October. 
16. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 10. Detober 
1878, 8. 4548, betreffend den Anſpruch der Schüler der k. k. höheren Gewerbe⸗ 


1878. 
IX. Stück. Ausgeg. am 13. October. 
14. Kundmachung der k. k. Poſtdirection in Graz vom 27. September 
1878, 3. 11.971, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für das Winter- 


schule zu Krakau, dann der k. k. Staate gewerbeſchulen zu Reichenberg und Pilſen ſemeſter 1878/9. 


auf die Begünſtigung des einjährigen Freiwilligendienſtes. 


17. Kundmachung der k. k Landesregierung in Salzburg vom 13. October 
1878, 8. 4695, betreffend die Todtenſcheine der in der Gefangenſchaft fterbenden | 


türkiſchen Truppenangehörigen und Inſurgenten. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 2. December. 


18. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 23. No⸗ N 
vom 8. October 1878, Z. 20.801, laut welcher vom 1. Jänner 1879 angefangen 


vember 1878, 3. 5334, betreffend die Einhebung einer Umlage von zehn Kreu⸗ 


zern zur Bede ckung des Koſtenerforderniſſes der Handels- und Gewerbekammer 


in Salzburg für das Jahr 1879. 
XVII. Stück. Ausgeg. am 28. December. 
19. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 19. De⸗ 
cember 1878, Z. 5740, betreffend die Vergütung für die Mittagskoſt der Militär⸗ 
mannſchaft auf dem Durchzuge im Jahre 1879. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum Steier- 
mark. 3878. 


VIII. Stück. Ausgeg., am 8. December. 


11. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 22. October 
1878, betreffend die Trennung der Ortſchaft Kaniſcha von der gleichnamigen 
Kataſtralgemeinde und deren Einverleibung zur Stadtgemeinde Pettau, ſowie 
Conſtituirung des Reſtes der Kataſtralgemeinde Kaniſcha als ſelbſtändige Orts. 
gemeinde unter dem Namen „Verſtje“. 

12. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 15. Novem⸗ 
ber 1878, betreffend den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen 
Landtages vom 2. October 1878, betreffend die der Stadtgemeinde Marburg 
bewilligte Einhebung von Zinskreuzern vom 1. Jänner 1879 auf die Dauer von 
ſechs Jahren. 

13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 28. Novem⸗ 
ber 1878, über den Allerhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Land⸗ 
tages vom 9. October 1878, betreffend den Verkauf der dem ſteiermärkiſchen 
Landes⸗Quartierfonde gehörigen Wachtſtube vor dem Sackthore in Graz an die 
Stadtgemeinde Graz. 


X. Stück. Wusgeg. am 9. November. 
15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Kärnten vom 2. November 
1878, 3. 5494, betreffend das Verbot der Anbringung fingirter Ausſtellungs 
Auszeichnungen auf Firmatafeln, Etiquetten, Facturen, Preisconrants u. dgl. 
XI. Stück. Ausgeg. am 1. December. 
16. Kundmachung der Verordnung des hohen k. k. Finauzminiſteriums 


neue geſtempelte Eiſenbahnfrachtbriefe in Verſchleiß geſetzt werden. 
XII. Stück. Ausgeg. am 21. December. 
17. Kundmachung des k. k. Stalthalters in Kärnten vom 16. December 
1878, 3. 8127, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt bei Militärdurchzügen 
im Jahre 1879. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 
VI. Stück. Ausgeg. am 20. November. 

13. Kundmachung der k. k. Landesregierung für Krain vom 17. October 
1878, 3. 7197, betreffend die dauerude Beibehaltung des Stellungsbezirkes 
Illyriſch⸗Feiſtritz. 

14. Kundmachung der k. k. Finanzdireclion für Krain vom 19. Detober 
1878, 3. 13.605, betreffend die Verſetzung des Polana'er Linienamtes und des 
Verzehrungsſteuer⸗Linienamtes an der Klagenfurter Linie in Laibach. 


1878. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das öſterreichiſch⸗illiriſche 
Küſtenland. 1828. 
IX. Stück. Ausgeg. am 7. October. 


10. Kundmachung der k. k. Boft-Direetion für das Küſtenland und Krain 
in Trieſt vom 26. September 1878, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes 
vom 1. October 1878 bis Ende März 1879. 

X. Stück. Ausgeg. am 10. December. 

11. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Direction in Trieſt vom 21. September 
1878, womit der 8 16 der Anleitung zur Evidenzhaltung der Gebäudeſtener, 
ddo. Trieſt 30. Auguſt 1841, in Erinnerung gebracht wird. 


XI. Stück. Ausgeg. am 20. December. 
12. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 9. December 
1878, betreffend die Steuerzuſchläge für den Iſtrianer Grundentlaſtungs⸗ und 
Landesfond pro 1879. 
XII. Stück. Ausgeg. am 27. December. 


13. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 17. December 


1878, betreffend die Vergütung der Mittagskoſt für die auf dem Durchzuge 
befindliche Militarmannfchaft im Jahre 1879. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 27. December. 

14. Gefetz vom 10. December 1878, giltig für die Markgrafſchaft Iſtrien, 
womit die 88 23 und 25 des Landesgeſetzes vom 3. November 1874 (L.⸗G.⸗ 
und V.⸗Bl., Z. 30), mit welchem einige Beſtimmungen des Landesgeſetzes vom 
30. März 1870, betreffend die Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrperſonales 
an den öffentlichen Volksfchulen, abgeändert wurden, modiſicirt werden. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 1828. 


III. Stück. Ausgeg. am 5. October. 

27. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 19. April 1878 (3. 5986 
— Eiſenbahn), betreffend einige Bemerkungen über den zu beobachtenden Vor⸗ 
gang in Fällen der Enteignung zum Zwecke der Herſtellung und des Betriebes 
von Eiſenbahnen. 

28. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 22. Mai 1878 (Z. 5269 
— Handel), betreffend eine Erläuterung hinſichtlich der Gebühren der Aichamts⸗ 
Functionäre in Subſtitutionsfällen. 

29. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 18. Juni 1878 (3. 9318 — 
Militär), betreffend die Handelsakademie in Wien in Anſehung der wiſſenſchaft— 
lichen Befähigung für den einjährigen Freiwilligendienſt. 

30. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 30. Juni 1878 (3. 10.559 
— Schule), betreffend die Hauptferien an den Schulen in der Stadt Trient. 

31. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 23. Juli 1878 (3. 12.075 

Matriken), betreffend die Stempelfreiheit der zu Zwecken der Militär-Evidenz 
vorzuweiſenden Matriken⸗Auszüge. 

32. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 23. Juli 1878 (3. 12.072 
— Kanzlei), betreffend die genaue Bezeichnung der Bezirkshauptmannſchaften 
Braunau in Böhmen und iu Oberöſterreich auf den an dieſelben gerichteten 
Dienſtſchreiben und Paqueten. 

33. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 27. Juli 1878 (3. 12.041 
— Handel), betreffend eine Erläuterung hinſichtlich der Geſchäftsbehandlung bei 
den Aichämtern. 


34. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 27. Juli 1878 (8. 12.212 


— Gewerbe), betreffend die Ueberfchreitung des Hauſirbefugniſſes von Seite der 
ſlovakiſchen Drahtbinder. 

35. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 5. Auguſt 1878 (3. 12.795 

Militär), betreffend die Anwendung des metriſchen Maßes zur Beſtimmung 
der Entfernung des Aufenthaltsortes der Urlauber und Reſerviſten, im Hinblicke 
auf deren Einberufung zu deu periodiſchen Waffenübungen. 

36. Kundmachung des proviſoriſchen k. k. Landesſchulrathes für Tirol 
vom 6. Auguſt 1878 (3. 12.674), betreffend einige Erläuterungen hinſichtlich 
der Erbauung und Einrichtung von Schulhäuſern. 

37. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 9. Auguſt 1878 (3. 12.758 
— Handel), betreffend einige Aufklärungen über die Competenz der politiſchen 
Behörden erſter Inſtanz in Aichſachen. 

38. Verordnung des k. k. Statthalters vom 21. Auguſt 1878 (3. 13.712 
— Gewerbe), betreffend den Gebrauch von gewerblichen Ausſtellungs-Aus⸗ 


zeichnungen. 
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42. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 21. September 1878 
(Z. 5737 — Schule), betreffend die Einführung von Lehrplänen für das Qrgel⸗ 
und Violinſpiel an den Lehrer- und Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalten. 
IV. Stück Aus eg. am 28. November. 
43. Verordnung des k. k. Statthalters vom 25. Auguſt 1878 (3. 10.437 — 
Sanität), betreffend die Einrichtung der Todtenbeſchau in Tirol. 
V. Stück. Ausgeg. am 31. December. 
44. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 24. September 1878 (3. 15.491 

Schule), betreffend eine Erläuterung hinſichtlich der Anrechnung des Zeitauf⸗ 
wandes für die Conferenzen au den Lehrer- und Lehrerinnen-Bildungsanftalten. 

45. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 4. October 1878 (3. 15.907 
— Gewerbe), betreffend die Ausübung des Hauſirhandels mit Eſſig ſeitens der 
Bewohner von Mune velike, Mune male und Zejane. 

46. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 10. October 1878 (3. 16.174 

Militär), betreffend d'e gewerblichen und techniſchen Lehranſtalten zu Krakau, 
Reichenberg und Pilſen in Anſehung der wiſſenſchaftlichen Befähigung zum ein⸗ 
jährigen Freiwilligendienſte. 

47. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 12. October 1878 3. 16.510 

Schule), betreffend die Behandlung von Frauensperſouen ber Ablegung der 
Maturitätsprüfung an Mittelſchulen. 

48. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 19. October 1878 (Z. 17.050 
Gemeinde), betreffend die Competenz zur Ausübung des Strafrechtes bei 
Uebertretung der Vorſchriften gegen Thierquälerei. 

49. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 4. November 1878, (3. 17.759 
— Kanzlei), betreffend einige Abänderungen der Statuten für Rindvieh-Aus⸗ 
ſtellungen in Tirol. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzbezirksdirector 
Konrad John bei deſſen Penſionirung den Adel tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmännern Moriz Ritter Weber 
v. Ebenhof in Plan und Karl Kutſchig v. Cajkovac in Spalato tarfrei 
den Titel und Charakter von Statthaltereiräthen und dem Bezirkshauptmanne 
Joſef Kochauowski in Kimpolung taxfrei den Titel und Charakter eines 
Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Lloyd⸗Agenten Joſef Janni in Bombay zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majzeſtät haben die Errichtung eines Honorarconſulates in Cap 
Haiti auf der Inſel San⸗Domingo genehmigt und den Handelsmam A. Chita⸗ 
rin zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penf. Salinenphyſicus Dr. Eduard Pohl in 
Auſſee das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter von Wolfsberg Wolfgang 
Pirker das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtdirector in Prag Anton Rad da den 
Orden der eifernen Krone dritter Claſſe toxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten beim Grazer Statthal⸗ 
terei⸗Rechnungsdepartement Raimund Schrey taxfrei den Titel und Charakter 
eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Oekonomatsverwalter der Finanz⸗ 
Landesdirection Graz Joſef Richter das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Eoneipiften der Wiener Polizeidirection Friedrich Wilhelm Binder zum Polizei⸗ 
commiſſär daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizeiobereommiſſär Johann Grzegorz zum Polizeirathe und die Polizeicom⸗ 
miſſäre Georg Seeböck, Franz Völker, Joſef Witt und Franz Kreisl zu 
Obercommiſſären der Wiener Polizeidirection ernannt. 

i Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Ludwig Rußbacher zum 
e für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection in Graz 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſeeretär der Klagenfurter Finangdirection 
Jakob Stanzer zum Finanzrathe und Leiter des Gebührenbemeſſungsamtes in 


39. Verordnung des proviſoriſchen k. k. Landesſchulrathes für Tirol vom Laibach ernannt. 


23. Auguſt 1878 (3. 13.780), betreffend die Auslagen für Commiſſionsreiſen 
in adminiſtrativen Schulangelegenheiten. 

40. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 25. Auguſt 1878 (3. 12.568 
— Geiſtlich), betreffend die Fälle einer von einem auswärtigen Seelſorger ver- 
fügten Delegation eines öſterreichiſchen evangeliſchen Pfarramtes behufs Entgegen⸗ 
nahme der Einwilligungserklärung zur Ehe. 

41. Verordnung des k. k. Statthalters vom 2. September 1878 (3. 14.060 
— Matriken), betreffend die Führung der Sterbematriken bezüglich jener Per⸗ 
ſonen evangeliſchen Glaubensbekenntniſſes, welche auf katholiſchen Friedhöfen ohne 
Intervention des zuſtändigen evangeliſchen Seelſorgers beerdigt werden. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Deer Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtadjuncten Anton Roſſipal in 
Trieſt zum Forſtcommiſſär in Tolmein ernannt. 


Erledigungen. 


Finanzſecretärsſtelle bei der oberöſterreichiſchen Finanzdirection mit der 
achten Raugsclaſſe, eventuell Finanzobercommiſſärsſtelle in der achten oder Finanz⸗ 
comm ſſärsſtelle in der neunten oder Finanzeoncipiſtenſtelle in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 7. März. (Amtsbl. Nr. 31.) 


Hierzu als Beilage Bogen 39, 40 u. 41 nebſt 
Titel und Inhaltsverzeichniß der Erkenutniſſe des k. k. Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes.. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


